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Einleitung

Dieses Dossier setzt den im Dossier 018
begonnenen Überblick der in Österreich
geltenden Rechtsvorschriften mit Bezug zur
Nanotechnologie fort. Der Schwerpunkt
liegt hier einerseits bei arbeitsschutzrechtli-
chen Bestimmungen und andererseits beim
Anlagen- und Umweltrecht. Arbeitnehme-
rInnen gehören zu den ersten, die bei der
Entwicklung und Produktion von Nanoma-
terialien/Nanoprodukten potentiell gesund-
heitsschädlichen Materialien ausgesetzt
werden. Zentraler rechtlicher Anknüpfungs-
punkt für den Schutz der ArbeitnehmerIn-
nen ist dabei das ArbeitnehmerInnen-
schutzrecht. Zum Schutz vor der Abgabe
in die Umwelt (Emissionen) finden sich da-
rüber hinaus zahlreiche Bestimmungen im
Anlagen- wie im Umweltrecht, die dem
Schutz des Lebens, der Gesundheit und der
Umwelt (insbesondere der drei Umweltme-
dien Wasser, Luft und Boden) dienen.

ArbeitnehmerInnen-
schutz

Mit der Zunahme der Produktion nanohal-
tiger Produkte und der Verwendung von
Nanomaterialien und Nanotechnologien
im Produktionsprozess sowie der Ungewiss-
heit bezüglich potentieller Gefahren1 steigt
auch das Bedürfnis nach dem Schutz von
ArbeitnehmerInnen. 

Für den Schutz vor der Exposition mit Na-
nomaterialien im Arbeitsprozess sind das
ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (ASchG)2

sowie die in dessen Anwendungsbereich
erlassenen innerstaatlichen Verordnungen
(etwa die Grenzwerteverordnung3 oder die
Verordnung explosionsfähige Atmosphä-
ren4) von zentraler Bedeutung. Für Bundes-
bedienstete sei in diesem Zusammenhang

auf das Bundes-Bedienstetenschutzgesetz5

sowie auf die Bundes-Grenzwerteverord-
nung6 verwiesen.

Das ASchG bietet ein umfassendes Instru-
mentarium zum Schutz der Sicherheit und
Gesundheit am Arbeitsplatz und verpflich-
tet die ArbeitgeberInnen für diesen Schutz
zu sorgen (§ 3 ASchG). Eine besondere Be-
deutung kommt dabei dem neuesten Stand
der Technik (siehe Kasten) zu, über den sich
die Arbeitgeber zu informieren haben. Ins-
besondere sind sie verpflichtet, Gesund-
heits- und Sicherheitsgefährdungen zu er-
mitteln und zu beurteilen sowie entspre-
chende Maßnahmen zu setzen, um arbeits-
bedingte Gefahren zu vermeiden bzw. zu
verringern. Auch Gefahren, die von Nano-
materialien ausgehen, sind im Rahmen die-
ser gesetzlichen Bestimmungen grundsätz-
lich mit umfasst; allerdings laufen diese
rechtlichen Verpflichtungen jedenfalls dann
ins Leere, wenn, wie in den meisten nano-
relevanten Fällen, (noch gar) keine Erkennt-
nisse über nanospezifische Gefahren vor-
liegen. 

Die Bestimmungen des vierten Abschnitts
des ASchG sind dem Umgang mit gefähr-
lichen Arbeitsstoffen gewidmet. Grenzwer-
te für Arbeitsstoffe (MAK-Werte) finden sich
in der Grenzwerteverordnung. Bei Notwen-
digkeit könnten nanospezifische Grenzwer-
te auf schnellem Weg in der Grenzwerte-
verordnung verankert werden. Brennbare
Nanomaterialien fallen hingegen unter den
Anwendungsbereich der Verordnung über
explosionsfähige Atmosphären. Eine zen-
trale Rolle im Schutz vor Exposition mit Na-
nomaterialien am Arbeitsplatz spielt die 
REACH-Verordnung7, in dessen Anwen-
dungsbereich auch Informationen über die
sichere Verwendung von gefährlichen Stof-
fen zu ermitteln und weiterzugeben sind.
Auch für nicht-gefährliche Stoffe besteht
nach Art 32 REACH eine Informationsver-
pflichtung und zwar dann, wenn für diese
Stoffe ein Risikomanagement notwendig ist.8

Zusammenfassung

Dieser zweite Teil des Überblicks über
nanospezifische Rechtsbereiche in Ös-
terreich konzentriert sich auf Arbeitneh-
merInnenschutzrecht, gewerbliches Be-
triebsanlagenrecht sowie auf das schutz-
güter- bzw. gefährdungsspezifische Um-
weltrecht (Wasser, Luft, Boden, Abfall).
Auch diese Rechtsbereiche sind sehr
stark vom EU-Recht beeinflusst und durch
ihre Verzahnung mit dem österreichi-
schen Recht hoch komplex. Diskussion
und Fazit (die sich auf beide Überblicks-
dossiers zur Nano-Regulierung in Öster-
reich beziehen) kommen zum vorläufi-
gen Schluss, dass das bestehende Recht
im Prinzip Nanotechnologien mit um-
fasst, jedenfalls dann, wenn Nanoma-
terialien/Nanoprodukte die spezifischen
Schutzgüter der einzelnen Verwaltungs-
vorschriften gefährden. Bestehende Wis-
senslücken, die rasche und teilweise un-
vorhersehbare Fortentwicklung der Tech-
nologien und ihre breite (oftmals diszip-
linen- und damit auch rechtsbereichs-
übergreifende) Anwendungspalette wer-
den in einigen Bereichen notgedrungen
zu spezifischen Nachbesserungen (ver-
einzelt wohl auch zu rechtlicher Neuori-
entierung) führen, um ein adäquates Ri-
siko- und Innovationsmanagement ge-
währleisten zu können.
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Während das vorhandene Regelwerk durch-
aus geeignet ist, mit bekannten Gefahren
umzugehen, sind ArbeitnehmerInnen, wie
oben bereits erwähnt, im Falle mangelnden
Wissens wohl unzulänglich geschützt. Die
diesbezüglichen Probleme sind nicht geset-
zestechnischer Natur (zumindest nicht im Be-
reich des ArbeitnehmerInnenschutzrechtes),
sondern liegen eher im Praktischen. Insbe-
sondere ist in diesem Zusammenhang auf
die mangelnden Verfahren zur Messung der
Exposition von Nanopartikeln, auf die Fra-
ge der geeigneten Messgrößen, auf die Un-
sicherheit, ob bisherige Schutzmaßnahmen
für Nanopartikel überhaupt geeignet sind,
und auf das mangelnde Wissen im Hinblick
auf die tatsächliche Exposition und auf feh-
lende spezifische Arbeitsplatzmessungen
hinzuweisen. Lücken dieser Art lassen sich
aber vermutlich besser im Stoffrecht als im
ArbeitnehmerInnenschutzrecht schließen.9

Ebenso von Bedeutung für den Schutz am
Arbeitsplatz sind verschiedene Leitfäden bzw.
Empfehlungen für den Umgang mit Nano-
materialien am Arbeitsplatz – etwa der von
der EU-Kommission vorgelegte Verhaltens-
kodex für verantwortungsvolle Forschung im
Bereich der Nanowissenschaften und -tech-
nologien.10 Letzterer wird in der Literatur mit-
unter aber als „kaum weiterführende“ Emp-
fehlung bezeichnet11.

Gewerbliches
Betriebsanlagenrecht

Bei Anlagen, die unter den Anwendungs-
bereich der Gewerbeordnung (GewO)12

fallen, verpflichtet diese zum Schutz vor ge-
sundheitsgefährdenden Einwirkung von Im-
missionen. In diesem Zusammenhang sind
vor allem die Bestimmungen des Betriebs-
anlagenrechts (§§ 74 ff GewO) von Bedeu-
tung. 

Gewerbliche Betriebsanlagen unterliegen
dann einer Genehmigungspflicht, wenn Ge-
fährdungen von Leben und Gesundheit so-
wie Eigentum von ihr ausgehen und unzu-
mutbare Belästigungen entstehen können.
Eine Anlage ist demnach zu genehmigen,
wenn sowohl spezifische immissions- als
auch emissionsseitige Kriterien erfüllt sind.
Demnach müssen die Gefährdungen nach
dem Stand der Technik sowie dem Stand der
medizinischen oder sonstigen in Betracht
kommenden Wissenschaften (siehe Kasten)
ausgeschlossen bzw. durch die Vorschrei-
bung von Auflagen vermieden werden kön-
nen. Ebenso müssen nachteilige Einwirkun-
gen (in diesem Zusammenhang auch auf die

Umwelt) auf ein zumutbares Maß beschränkt
werden. Emissionsseitig ist vor allem auf die
Begrenzung von Luftschadstoffen nach dem
Stand der Technik zu verweisen. Bei Gefähr-
dung geschützter Interessen (beispielsweise
Leben, Gesundheit, Eigentum, Belästigungs-
schutz) müssen auch noch nachträglich Auf-
lagen vorgeschrieben werden. 

Für sogenannte IPPC-Betriebsanlagen, das
sind Anlagen, die unter den Anwendungs-
bereich der IPPC-Richtlinie (EU-Richtlinie „In-
tegrated Pollution Prevention and Control“)7

fallen und in Anlage 3 zur GewO angeführt
sind, bestehen zusätzliche Genehmigungs-
voraussetzungen zur Vermeidung und Ver-
minderung von Emissionen in Wasser, Luft
und Boden. Durch diese sollen mögliche
Umweltschäden durch den Einsatz der „bes-
ten verfügbaren Techniken“13 von vornhe-
rein vermieden werden, Unfälle verhindert
bzw. begrenzt werden und Vorkehrungen
hinsichtlich der Anlagenauflassung getrof-
fen werden. Anlagen in diesem Sinne wä-
ren u. a. chemische Industrieanlagen (etwa
zur Herstellung von Düngemitteln, Pflanzen-
schutzmitteln, Kunststoffen oder Arzneimit-
teln), in denen Nanomaterialien durch che-
mische Umwandlung hergestellt werden.
Nanomaterialien finden weder in der IPPC-
Richtlinie noch im Anhang 3 zur GewO ex-
plizit Erwähnung. Dennoch besteht kein
Zweifel daran7, dass bei der chemischen
(nicht mechanischen14) Herstellung solcher
Materialien die erschwerten Genehmigungs-
voraussetzungen des § 77a GewO zur An-
wendung gelangen, wenn die spezifischen
Schwellenwerte (industrieller Umfang) über-
schritten werden. Explizit ausgenommen sind
Anlagen, die ausschließlich der Forschung,
Entwicklung und Erprobung neuer Erzeugnis-
se und Verfahren dienen. 

Für sogenannte Seveso-II-Betriebsanlagen15

– das sind Anlagen, die unter die sogenann-
te Seveso-II-Richtlinie der EU fallen und in
denen sich gefährliche Stoffe gemäß der An-
lage 5 zur GewO in bestimmten Mengen be-
finden – gelten spezielle Vorsorgepflichten
zur Beherrschung der Gefahren bei schwe-
ren Unfällen. Zu diesen Betreiberpflichten
zählen etwa das Erstellen eines Sicherheits-
konzeptes, eines Sicherheitsmanagementsys-
tems und eines Notfallplanes sowie spezifi-
sche Meldepflichten. Trotz der grundsätzli-
chen Anwendbarkeit auf Nanomaterialien
kann in diesem Zusammenhang aufgrund
der vorgesehenen Mengenschwellen wohl
eher nicht von einem effektiven Schutz vor
Gefährdungen durch Nanomaterialien ge-
sprochen werden16: Nanopartikel werden
zwar häufig verwendet, wiegen aber nur we-
nig, sodass die Mengenschwellen kaum er-
reicht werden. Zu dieser Ansicht ist offensicht-

lich mittlerweile auch die EU-Kommission ge-
langt, weshalb eine Revision der Richtlinie
bereits in Planung ist7. 

Auch wenn die GewO und die einschlägi-
gen EU-Vorschriften Nanomaterialien nicht
explizit erwähnen und ihre spezifischen Ei-
genschaften bei der Erlassung dieser Vor-
schriften bislang noch keine Rolle spielten,
so bieten sie dennoch prinzipiell Schutz vor
Gesundheits- und Umweltgefährdungen, die
durch Nanomaterialien hervorgerufen wer-
den. Problematisch sind jedoch die vorge-
sehenen Schwellenwerte, Immissionsgrenz-
werte bzw. allgemein unbekannte Risiken
(wegen der Bezugnahme auf den Stand der
Technik), die von Nanomaterialien ausge-
hen können. Die allfällige Anpassung an ge-
eignete Schwellenwerte bzw. der Ausbau des
Informationsaustausches ist daher von be-
sonderer Bedeutung. Im Übrigen sei auf die
spezifischen sicherheitstechnischen Vorschrif-
ten etwa im Lebensmittel-, Medizinproduk-
te- bzw. Arzneimittelrecht hingewiesen.

Wasser

Mit zunehmendem industriellem Einsatz syn-
thetisch hergestellter Nanomaterialien kann
davon ausgegangen werden, dass auch der
Eintrag dieser in die unterschiedlichen Um-
weltmedien (Wasser, Luft, Boden) steigt. Der
Weg von Nanomaterialien in den Wasser-
kreislauf kann dabei ganz unterschiedlich
sein: So gelangen diese über Textilien, Rei-
nigungsmittel, Lebensmittel, Kosmetika, Arz-
neimittel oder Baumaterialien ins Haushalts-
abwasser, über Sonnenschutzmittel in Bade-
gewässer, über industriell hergestellte oder
verarbeitete Nanomaterialien durch Einlei-
tung in verschiedene Gewässer oder über
Düngemittel und Deponiesickerwässer ins
Grundwasser. Während der Nanotechnolo-
gieeinsatz die Umwelt entlasten kann (etwa
Energieeinsparung durch Gewichtsredukti-
on oder verbesserte Reinigungs- und Filter-
systeme)17, ist das risikorelevante Wissen
über synthetisch hergestellte Nanomateria-
lien lückenhaft und ihre potenziellen Gefah-
ren für die Umwelt, insbesondere der aqua-
tischen Ökosysteme nur teilweise erforscht18. 

Trotz des Fehlens nanospezifischer Regelun-
gen bleibt der Eintritt von Nanomaterialien
in den Wasserkreislauf nicht ungeregelt. Ne-
ben den teilweise bereits dargestellten spe-
ziellen stoffrechtlichen, produktspezifischen
und anlagenrechtlichen Vorschriften sind vor
allem wasserrechtliche Bestimmungen rele-
vant. Die Fülle allgemeiner stoff- und pro-
duktorientierter Emissionsnormen sowie qua-
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litätsorientierter Immissionsnormen19 im EU-
Recht7 und im Wasserrechtsgesetz (WRG)20

umfassen rechtlich auch den Eintritt und das
Vorhandensein von Nanomaterialien in Ge-
wässern. 

Dabei interessieren hier sowohl die anlagen-
spezifischen Vorschriften des Wasserrechts-
gesetzes als auch die über die Reinhaltung
der Gewässer. Bei Schutz und Reinhaltung
der Gewässer operiert der Gesetzgeber mit
unterschiedlichen Regelungsinstrumentari-
en. Zentrale Bedeutung kommt dabei öffent-
lichen Interessen, dem Stand der Technik,
dem Schutz der aquatischen Ökosysteme,
den Sorgfaltspflichten sowie der Vorsorge zu. 

Eine Wasserbenutzung ist ganz allgemein
bewilligungspflichtig (§§ 9, 10 WRG). Ste-
hen der Wasserbenutzung öffentliche Inte-
ressen entgegen und können diese durch
Auflagen und Nebenbestimmungen nicht
gewahrt werden, so ist die Anlage nicht zu
genehmigen21. Den öffentlichen Interessen
entgegenstehend wären aufgrund der bei-
spielhaften Aufzählung des § 105 WRG et-
wa der Eintritt gesundheitsschädlicher Fol-
gen. Davon mit umfasst wären auch Ge-
sundheitsschäden, die durch Nanomateria-
lien verursacht werden. 

Der Stand der Technik (§ 12a WRG) (siehe
Kasten) kommt auch im Rahmen des Was-
serrechtsgesetzes zum Einsatz. Bei der Fest-
legung des Standes der Technik sind die Kos-
ten und Nutzen der sich daraus ergebenden
Maßnahmen sorgfältig gegeneinander ab-
zuwägen und dem Grundsatz der Vorsorge
und Vorbeugung Rechnung zu tragen. 

Kämen bei bewilligungspflichtigen Anlagen
Nanomaterialien zum Einsatz und bestün-
de dadurch eine Gefährdung öffentlicher In-
teressen oder würden die Rechte Dritter ver-
letzt, so wäre das von der Behörde im Rah-
men des Bewilligungsverfahrens zu berück-
sichtigen. Bei der Bewilligung von Abwas-
sereinleitungen in Gewässer oder in eine be-
willigte Kanalisation nach § 33b WRG ist der
Stand der Technik zu berücksichtigen und
Emissionsbegrenzungen vorzuschreiben.

Für den Schutz und die Reinhaltung der Ge-
wässer stellt das WRG eine Fülle von Instru-
mentarien zur Verfügung, darunter allgemei-
ne Schutzziele (§ 30): Unter anderem soll die
Gesundheit von Mensch und Tier nicht ge-
fährdet werden, der Zustand der aquatischen
Ökosysteme geschützt und verbessert wer-
den, die Verbesserung der aquatischen Um-
welt beispielsweise durch das Reduzieren des
Einleitens, Emittierens und des Verlustes von
gefährlichen Schadstoffen gewährleistet
werden sowie das Grund- und Quellwasser
in einer Qualität rein gehalten werden, dass

es als Trinkwasser benutzt werden kann;
eine jedermann treffende Sorgfaltspflicht
(§ 31), wonach man seine Anlagen im Sin-
ne der Schutzziele des § 30 zu errichten, in-
stand zu halten und zu betreiben sowie ei-
ne Gewässerverunreinigung zu vermeiden
hat. Davon mitumfasst sind implizit auch all-
fällige Verunreinigungen durch Nanomate-
rialien. Bei Gewässerverunreinigungsgefahr
sind eine Reihe von Maßnahmen vorgese-
hen, die nötigenfalls auch behördlich ange-
ordnet werden können; weiters gibt es spe-
zielle Bewilligungspflichten für Anlagen mit
Gefahrenpotenzial (§ 31a und § 31c) sowie
Einwirkungsbewilligungen (§ 32).27

Die unterschiedlichen Vorsorgetatbestände
des WRG zielen auf die Vermeidung von Ge-
wässerverunreinigungen ab und zwar bei
Tätigkeiten, bei denen bei gewöhnlicher Be-
nutzung keine Beeinträchtigung zu erwarten
ist, hingegen bei Störfällen eine besondere
Gefahr für Gewässer besteht. Anlagen zur
Lagerung und Leitung wassergefährdender
Stoffe nach § 31a sind so zu errichten bzw.
zu betreiben, dass eine Verunreinigung der
Gewässer oder eine sonstige nachteilige Ver-
änderung nicht zu erwarten ist. Als wasser-

gefährdend bezeichnet das Gesetz jene
Stoffe, „die zufolge ihrer schädlichen Eigen-
schaften für den Menschen oder für Wasser-
tiere oder -pflanzen, insbesondere wegen
Giftigkeit, geringer biologischer Abbaubar-
keit, Anreicherungsfähigkeit, sensorischer
Auswirkungen und Mobilität, bei Einwirkung
auf Gewässer deren ökologischen Zustand
oder Nutzbarkeit, vor allem zur Wasserver-
sorgung, nachhaltig zu beeinträchtigen ver-
mögen“. Siehe in diesem Zusammenhang
auch die in Anhang E zum WRG bestehen-
de nicht erschöpfende Liste der Schadstof-
fe und gefährlichen Stoffe.

Das WRG sieht ebenso wenig wie die EU-
Wasserrechtsbestimmungen spezifische Be-
stimmungen für Nanomaterialien vor – die
bestehenden Vorschriften bieten aber im
Prinzip Schutz vor Wasser gefährdende Ein-
leitung von Nanomaterialien. Wie bereits in
anderen Bereichen ist auch im Wasserrecht
das fehlende Wissen ein zentrales Regulie-
rungsproblem. Im Hinblick auf einen allfäl-
ligen Reformbedarf wären neben dem WRG
insbesondere die einschlägigen EU-Vor-
schriften näher zu untersuchen.

3

Technikklauseln22: ein Systemmerkmal technischer Regulierung

Technikklauseln23 wie etwa der „Stand der Technik“, der „Stand der Wissenschaft“, der „Stand
der wissenschaftlichen Erkenntnisse“, der „Stand von Wissenschaft und Technik“, der „an-
erkannte Stand der Wissenschaft und Technologie“ oder der Einsatz der „besten verfügba-
ren Techniken“ sind typische Regelungsinstrumente des Technikrechts. Sie werden beispiels-
weise bei der Genehmigung von Anlagen oder im Rahmen der Zulassung von unterschied-
lichen Produkten bzw. bei der Aufsicht über diese verwendet. Die inhaltliche Konkretisie-
rung der gesetzlichen Pflichten wird dabei nicht durch das Recht selbst festgelegt, sondern
an ExpertInnen (etwa den, den Behörden beigegebenen Sachverständigen) bzw. die Wis-
senschaft delegiert24. Technikklauseln machen das Recht für technologische Entwicklungen
zugänglich und werden regelmäßig dann verwendet, wenn „(noch) keine gefestigten An-
schauungen über Gefahr und Sicherheit und über erforderliche Maßnahmen bestehen“25. 

Gelegentlich wird in den unterschiedlichen Verwaltungsvorschriften näher präzisiert, was
unter den unterschiedlichen Technikklauseln jeweils zu verstehen ist26, so wird etwa der Stand
der Technik nach § 12a WRG (beinahe wortgleich in § 2 Abs. 8 Z. 1 AWG oder § 71a Abs. 1
GewO) so definiert:

„Der Stand der Technik … ist der auf den einschlägigen wissenschaftlichen Erkenntnissen
beruhende Entwicklungsstand fortschrittlicher Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen,
deren Funktionstüchtigkeit erprobt und erwiesen ist. Bei der Bestimmung des Standes der
Technik sind insbesondere jene vergleichbaren Verfahren, Einrichtungen oder Betriebswei-
sen heranzuziehen, welche am wirksamsten zur Erreichung eines allgemeinen hohen Schutz-
niveaus für die Umwelt insgesamt sind.“ 

Der Stand der Technik ist in der Regel vor Anlagengenehmigung bzw. vor Produktzulassung
von Relevanz. Eine Verpflichtung zur Anpassung nach Genehmigung oder Zulassung muss
gesetzlich bzw. behördlich explizit angeordnet werden. Andernfalls gilt, dass ein Genehmi-
gungs- bzw. Zulassungsbescheid rechtskräftig ist und der durch ihn Berechtigte sein Ver-
halten an den geänderten Stand der Technik nicht anpassen muss. Ein Beispiel einer ge-
setzlichen Verpflichtung zur Anpassung an den Stand der Technik einer bereits genehmig-
ten Anlage befindet sich hingegen in § 81b GewO, wonach der Inhaber einer IPPC-Anla-
ge alle 10 Jahre den Stand der Technik zu prüfen hat und im Falle wesentlicher Änderun-
gen wirtschaftlich verhältnismäßige Anpassungen vorzunehmen hat.
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Luft

Zum Schutz der Luft gibt es eine Vielzahl von
Regelungen auf europäischer und auf natio-
naler Ebene. Eine zentrale Funktion kommt
dabei innerstaatlich dem Immissionsschutz-
gesetz-Luft (IG-L)28 zu. Schutzgüter nach die-
sem Gesetz sind neben Mensch, Tier und
Pflanzenbestand auch deren Lebensgemein-
schaften und Lebensräume, deren Wechsel-
beziehungen sowie Kultur- und Sachgüter
(§ 1). Immissionen durch Schadstoffe sollen
nach den Zielsetzungen des IG-L vorsorg-
lich verringert werden. Das durch das IG-L
zur Verfügung gestellte Instrumentarium
könnte im Prinzip auch vor Immissionen von
Nanopartikel schützen.

Boden

Im Bundesverfassungsgesetz Umweltschutz29

bekennt sich Österreich zur Reinhaltung
des Bodens als Maßnahme des umfassen-
den Umweltschutzes. Aufgrund der kompe-
tenzrechtlichen Aufgabenverteilung wurde
dieses Bekenntnis u. a. durch einzelne Lan-
desbodenschutzgesetze umgesetzt. Ziel des
Bodenschutzes ist in der Regel die Erhaltung
der Böden mit ihren natürlichen Funktionen
durch Vermeidung schädlicher Einflüsse auf
Mensch, Tier und Vegetation. Die Instrumen-
tarien, die die einzelnen landesrechtlichen
Bodenschutzgesetze zum Schutz der Böden
vorsehen, könnten grundsätzlich auch vor
Schäden, die durch den Eintritt von Nano-
materialen entstehen, schützen. 

Abfall

Mit der stetigen Zunahme von nanohaltigen
Produkten ergibt sich die Notwendigkeit der
Gefahrenabwehr und Risikovorsorge auch
am Ende des Lebenszyklus und somit bei der
geeigneten Endlagerung und Deponierung
von nanohaltigen Produkten und nanohal-
tigem Abfall. Das diesbezüglich relevante
Abfallrecht ist stark durch das EU-Recht be-
einflusst und geprägt.7 Zentrale österrei-
chische Rechtsvorschrift ist das Abfallwirt-
schaftsgesetz (AWG)30. Nanospezifische Vor-
gaben kennt weder das europäische noch
das österreichische Abfallrecht. Bekannte
Gefahren können durch das bestehende Re-
gelungsregime jedoch abgedeckt werden. 

Abfall darf in Österreich nur in dafür geneh-
migten Anlagen verwertet oder beseitigt wer-

den (§§ 15 und 37 AWG). Die Genehmi-
gung einer solchen Anlage setzt voraus, dass
das Leben und die Gesundheit des Men-
schen nicht gefährdet werden und Emissio-
nen von Schadstoffen nach dem Stand der
Technik begrenzt werden (§ 43 AWG). Da-
rüber hinaus sind nach § 38 AWG die üb-
rigen Verwaltungsvorschriften (etwa Regelun-
gen im Bereich Wasser, Luft und Boden – sie-
he oben) bei der Genehmigung von Anla-
gen mit zu berücksichtigen. 

Ob die Schutzgüter Wasser, Luft und Boden
von nanohaltigen Abfällen beeinträchtigt
werden, ist im Anlagengenehmigungsverfah-
ren gutachterlich festzustellen. Wenn schäd-
liche Auswirkungen auf Mensch, Tier und
Umwelt zu erwarten sind, dann sind entspre-
chende Maßnahmen vorzunehmen. Bei Ver-
brennungsanlagen könnten das beispiels-
weise neuartige Filtermaßnahmen oder die
Festlegung spezifischer Grenzwerte sein. Bei
der Deponierung könnten Abdichtungsmaß-
nahmen gegen den Untergrund und die At-
mosphäre, Neuerungen in der Sickerwasser-
reinigung sowie eigene Grenzwerte bei der
Deponierung notwendig werden (Wasserlös-
lichkeit). 

Darüber hinaus könnten nanohaltige Pro-
dukte oder Abfälle auch jederzeit als gefähr-
licher Abfall eingestuft werden und in die H-
Kriterien (gefahrenrelevante Eigenschaften
der Abfälle wie etwa explosive oder krebs-
erzeugende Eigenschaften) der Abfallver-
zeichnisverordnung31 aufgenommen wer-
den. Sobald Nanomaterialien in den Kata-
log gefährlicher Abfälle aufgenommen wür-
den, zöge das spezifische Konsequenzen
nach sich, wie das sogenannte obertägige
Ablagerungsverbot, besondere Gemehmi-
gungsvoraussetzungen, besondere Fähigkei-
ten der Abfallbehandler sowie besondere
Aufzeichnungs- und Meldepflichten. Im Üb-
rigen könnten auch bestehende H-Kriterien
(wie etwa die kanzerogene Wirkung von Stof-
fen) dazu führen, dass nanohaltiger Abfall
auch ohne explizite Aufnahme in die H-Kri-
terien als gefährlich einzustufen wäre. 

Eine sichere und konsequente Berücksichti-
gung von Gefahren und Risiken, die von na-
nohaltigen Abfällen ausgehen, wird jedoch
durch die weitgehende Nichtkennzeichnung
von Nanomaterialien einerseits und durch
bestehende Wissenslücken andererseits er-
schwert werden. Neben einer eventuellen
Kennzeichnungspflicht (wobei zwischen frei-
en und gebundenen Nanopartikeln unter-
schieden werden sollte) wäre auch denkbar,
im Rahmen der Produktion und Vermarktung
die spätere Entsorgung bereits in die Sicher-
heitsüberlegungen mit einzubeziehen. Denk-
bar wäre die Normierung einer Verursacher-

verantwortung, wie sie bei Kfz, Elektro- und
Elektronikgeräten, Batterien oder Verpackun-
gen besteht. Überlegenswert wären Abfall-
verwertungsanlagen, die eigens für nanohal-
tige Produkte genehmigt werden. Problema-
tisch bleibt in diesem Zusammenhang, dass
selbst bei einer durchgehenden Kennzeich-
nungspflicht am Ende des Lebenszyklus viel-
fach wahrscheinlich nicht einmal feststellbar
sein wird, ob nanohaltiger Abfall vorliegt
oder nicht. 

Diskussion

Dieser nicht abschließende Überblick zur ös-
terreichischen Rechtslage im Bereich Nano-
technologie in den NanoTrust-Dossiers 018
und 019 zeigt, dass sich die Entwicklung der
Nanotechnologie in einem rechtlich und tat-
sächlich hoch-komplexen Umfeld abspielt.
Die Gründe dafür sind mannigfaltig. 

Zum einen reicht die Nanotechnologie als
ermöglichende Technologie (wie die Mikro-
elektronik) in viele Anwendungs- und Le-
bensbereiche. Neben der beachtlichen Fül-
le an unterschiedlichen rechtlichen Regelun-
gen vermögen mitunter aber auch bislang
sauber abgegrenzte Regelungsbereiche wie
das Arzneimittelrecht oder das Medizinpro-
dukterecht für bereichsübergreifende nano-
technologische Entwicklungen (z. B. im Me-
dizinbereich eingesetzte Nanosensoren) kei-
nen adäquaten Rechtsrahmen zu bieten.
Ganz allgemein gilt, dass die Geschwindig-
keit der technologischen Entwicklungen und
damit zusammenhängend oftmals das Feh-
len von ausreichendem Wissen zusätzliche
Hürden für eine angemessene Regulierung
darstellen. 

Weiters spielt der immer größer werdende
Einfluss des Europarechts (und auch des Völ-
kerrechts) eine bestimmende Rolle. Die Ver-
schränkung von stark ordnungsrechtlich ge-
prägtem innerstaatlichem Recht mit dem weit
innovativeren Europarecht führt zu einer zu-
sätzlichen Komplexitätssteigerung: Damit ist
das innerstaatliche Recht durch teilweise
gänzlich neue Regelungsmechanismen, Or-
ganisationsstrukturen und Verfahren einem
hohen Anpassungsdruck ausgesetzt. 

Die Entwicklung der österreichischen Nano-
Regulierungsstrategien ist Zeugnis dieses
komplexen Umfeldes. Die Anfänge der Re-
gulierungsbemühungen geben eher ein zö-
gerliches Bild ab und endeten häufig mit
dem Verweis auf das Europarecht. Der ös-
terreichische Aktionsplan Nanotechnologie
könnte zu einer Trendwende in diesem Zu-

4

epub.oeaw.ac.at/ita/nanotrust-dossiers/dossier018.pdf


NNrr.. 001199 •• MMaaii 22001100

sammenhang führen. Während das Instru-
ment des Aktionsplanes gemeinsam mit Stra-
tegiepapieren i. d. R. den Anfang von Poli-
tik- und Regulierungsbemühungen der EU
bilden (so auch im Bereich der Nanotechno-
logie7), werden Aktionspläne in Österreich
eher selten im parlamentarischen Gesetzge-
bungsprozess verwendet. Der österreichische
Aktionsplan könnte als zentrales Dokument
eine Strukturierungs- und Orientierungsfunk-
tion in der Nano-Regulierung übernehmen,
weil er Aufgabenfelder identifiziert, zusam-
menführt und systematisiert. Neben der Re-
duktion der Komplexität führt der Aktions-
plan darüber hinaus zu einer Vernetzung der
maßgeblichen Beteiligten und liefert wich-
tige Impulse für die weitere Vorgangsweise. 

Sowohl der Aktionsplan als auch die vorlie-
genden Dossiers zeigen, was auch schon auf
EU-Ebene attestiert wurde: Der bestehende
Rechtsrahmen genügt im Prinzip um die be-
kannten Gefahren der Nanotechnologie
beherrschen zu können. Allerdings sind die
verschiedenen Anwendungsbereiche unter-
schiedlich gut für den Umgang mit mögli-
chen Nanorisiken gerüstet: so berücksichti-
gen etwa das Chemikalien- und das Arznei-
mittelrecht auch Umweltbelange, während
das im Medizinprodukte- bzw. im allgemei-
nen Produktsicherheitsrecht nicht der Fall ist.
Rechtliche Änderungen sind aufgrund der
starken Verschränkung mit dem Europarecht
wohl am besten auf EU-Ebene voranzutrei-
ben. Inhaltlich wird es in nächster Zeit ver-
mutlich im Einklang mit den diesbezüglichen
europäischen Bemühungen (siehe Dossier
017) vor allem in den Bereichen Grenzwer-
te, Zulassung von Stoffen, Kennzeichnungs-
vorschriften, informationsrechtliche Instru-
mentarien sowie Kontrollmechanismen zu
Anpassungen kommen.
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Fazit (aus Dossiers 018 und 019)

Eine wünschenswerte umfassende Überprüfung des innerstaatlichen Rechtsrahmens für die
Nanotechnologie steht noch aus. Aufgrund der starken Beeinflussung durch das interna-
tionale, insbesondere EU-Recht ist eine verstärkte Mitarbeit in internationalen und europäi-
schen Gremien durch Österreich geboten. Nationale Alleingänge sind aufgrund der Re-
geln des Binnenmarkts nur bedingt erfolgversprechend. Nach bisheriger, vorläufiger Ana-
lyse durch RechtsexpertInnen, aber auch auf Basis der mittlerweile verstärkt einsetzenden
Regulierungsaktivität auf EU-Ebene kann festgehalten werden, dass das vorhandene Rege-
lungsinstrumentarium zwar prinzipiell, aber nicht uneingeschränkt geeignet ist, mit den po-
tenziellen Gefahren und Risiken der Nanotechnologien umzugehen. Problematisch erscheint
etwa der Umstand, dass Umweltbelange in der bestehenden Regulierung bislang zu kurz
kommen. Aus Sicht kleinerer und mittlerer Unternehmen erscheint zudem die zunehmen-
de Verlagerung des Risikomanagements auf private Unternehmen problematisch.
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